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DiePlänezweierneuerWohnhausbautenderGemeindegenehmigt,
DemtechnischenGemeinderatsausschusslageninderCiePlan¬

letzten Sitzung. VEntwürfezweierWohnhausbautenvor .Der
einehefindetsich im13 .Bezirk ,Hütteldorferstrasse .DieAusar-¬
beitungderPlänestammtvomArchitektenIng .JosefBeerIn
drei ,bez .vier Stockwerkensind66Wohnungen,1 Atelier ,2Ger
schäftslokaleundeineBadeanlageuntergebracht .DieBaukosten
betragen . 4Miläiarden.DerzweiteWohnhausbau ,dessenKosten
mit 15 . 7Millarden berechnet sind ,wird von den ArchiteltenBau- ¬

rat . M .Kattner und A .Graf im 10 .Bezirk ,Trostgasse ausge - ¬

führt .Erenthält136Wohnungen,2 Geschäftalokale,1Werkstätte
- 1 Badeanlage,1 Kinderhort .ZusammenwurdenalsodieBaupläne
für 202Wohnungensamt

Geschäftslokalen. . w.ausgearbeitetundals Baukostenfdafür
23. 1Millardengenehmigt.

GoldeneHochzeiter.IndervorigenWocheüberreichteStadtratSpei
ser in VertretuhgdesBürgermeistersdenEhepaarenSalomonundErne
stine Glaser ,IX ,Meynertgasse6 ,Julius Karl und MariaLiebscher ,
IX ,Sobieskigasse19 ,GeprgundThereseStamm,XVII ,Rokitanskxgiss
16 ,JosefundJosefaTilke ,KXI ,Bismarkplatz16miranlässlichih
rer goldenenHochzeitdie EhrengabederGemeinde. W

DerFahrpreisaufderStrassenbahnamSamstag,AmSamstag,den1 .No¬
vember ( Allerheiligen )gilt auf den städtischen Strassenbahnen dr
Sonntagsfahrpreis .EshabensohinandiesemTagedieFrührfahrscheine ,

Hin- undRückfahrscheineundWochenkarten ,sowiedieFürsorgefahrschei¬
nekeineGiltigkeit .

GeehrteRedaktion!
DeramtsführendeStadtratfürtechnischeAngelegenhei¬

tenersuchtfreundlichstzuderamDonnerstagden30 .Oktober1924
stattfindenden

Besichtigungder Einrichtungenfür dieStrassenpflege
einenVertreterzuentsenden.

EswerdendieneuenSchneepflüge ,dieSchnee
Schmelzvorrichtungen ,der städtischeFuhrparkunddieSammelstätte

fürdenKehrichtbesichtigt.DieAbfahrterfolgtmitKraftwagenpünkt-¬
lichum11UhrvormittagsvomNeuenWienerRathaus,Lichtenfelsgasse,
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DieVertreterdesGast -undSchankgewerbesbeimBürgermeister.
HeuteVormittagerschienbeimBürgermeistereinegrössereDelega¬
tion ,bestehendausVertreternder LebensmittelsektiondesWiener
Gewerbegenossenschaftsverbandes ,in demdie 25Approvisionirungsge
nossenschaftenvereinigtsind ,fernerausVertreterndesVerbandesder
Konzertlokalbesitzr ,desGremiumsder Hoteliers ,derGenossenschaften
derKaffesiederundKaffeschänker,derGastwirte ,Weinschänkerund
Zuckerbäcker .HerrGratzervomVerbandderKonzertlokalbesitzer
gabeine Darstellungder gegenwärtigenLagedes Gast -undSchank¬
gewerbes ,das alle Folgeerscheinungender wirtschaftlichenKrise
zu ,tragenhabeunddazuunterdenhohenSteuernrundder
Kontrolle leide .Herr Ecker erklärte Namensder Kaffeesieder ,dass

eine Erhöhungder Preise nicht mehrmöglich sei .Kommerzialrat

HolzmannführtenamensderGastwirtgenossenschaftaus ,daßdieNah¬
rungs -undGenußmittelabgabeeineInflationssteuergewesenseiund
zurZeiteingeführtwurde,alsdieGemeindeselbstinschwererfi¬

sute ,da der RechnungsabschlußdieSa¬nanziellerNotwar
nierumgder Gemeindeerwiesen habe, /nicht mehraufrechterhalten
werden .Die Nahrungs -und Genußmittelabgabesei ursprünglich
als eineLuxusteuerfürdiegroßenBetriebegedachtgewesen,während
heute ein Viertel aller Gastwirtschaftsbetriebedieser Steuerunter¬
worfensei .HerrKellervomGremiumderHoteliersbesprachdieFrem-¬

denzimmerabgabeundbeklagteinsbesondere,daßmitdieserauchHotel-¬
zimmerbelegtwerden,dieanständigwohnendeeinheimischeGäste
vermietetwerden .HerrKrausvonder Gastwirtegenossenschaftsprach
sich gegen die Pauschalierung der Nahrungs -und .Genußmittelabgabe
beikleinenBetriebenausundHerrZezulkavonderGenossenschaft
derZuckerbäckerbeanständeteinsbesonderedieEinreihungkleiner

DieInvestitionstätigkeitderGemeindeeinzuschränkenseiunmöglich,
weil nur durchsie der Industrie Arbeit verschafft wird .Einewesent¬
liche Schmälerungder Einnahmender GemeindeerklärtederBürger-¬
meisterdahernicht ins Augefassenzu können ,dochsei ergerne
bereit ,VorschlägeinsbesonderebezüglichderEinhebungderGemeinde-¬
steuernentgegenzunehmen.ErwerdeübrigensdenganzenFragenkomplex
mitdemFinanzreferenteneigehenderärtern .Leiderist zubefürchten,
dasselbst ,wennes möglichwäredie für dieseGewerbemasgebenden

istBundes -und Gemeindesteuern ,das die Warenumsatzsteuerundie
Lustbarkeits -siwie die Nahrungs -undGenußmittelabgabezu ermäßigen- ¬
wasübrigensnurgleichmäßigundimVereinbarungswegezwischender
BundesregierungundderGemeindegeschehenkönnte- einesolcheMaß¬
regelmohhkeinessegsgeeignetwäre,dieschwereKrisederGast-¬
undSchankgewerbeseinzudämmen .UebereinzelnevomdenVertretern
vorgebrachtespezielleWünsche,insbesondereüberdieEinreihung

kleinerBetriebein dkeNahrungs-undGenußmittehbgabeversprach
derBürgermeistersichmitdemMagistratins Einvernehmenzu¬
setzen ,damitbesonderevondenkleinenGeschäftsleutenschwer
empfundeneHärtenvermiedenwerden.

BetriebeseinerBranchein die Nahrungs -undGenußmittelabgabe.
HerrNiederlevomWienerGewerbegenossenschaftsverbandführteaus ,
wiesämtlichemitApprovisionierungzusammenhängendeGewerbeandem
BestehendesGast -undSchankgewerbesinteressiertseienundüber-¬
reichte ebensowieHerrHenglvonder GenossenschaftderWeinschän¬
ker demBürgermeistereine Denkschrift .ZumSchlusseformulierten
dieerschienenVertreterderKorporationendieForderumgen,daßdie
Nahrungs-undGenusmittelabgabeebensowiedieFremdenzimmerabgabe
vollständig aufgehobenund die Lustbarkeitssteuer pauschaliert

werde ,
BürgermeisterSeitzerwiderte ,dietraurigeLagedesGast -undSchank¬
gewerbes sei ihm wohl bekannt und eine schwere Sorge .DieUrsache
der Kride sei mannigfacher Natur und gehe im Grunde vorallem
darauf zurück ,dass Wiennicht mehrder Mittelpunkteinesgrossen
ReichesundeinesglänzendengesellschaftlichenLebenssei .Aber
auchdie Weltwirtschaftskriseundinnerhalbdieser die Kriseunse¬
rerIndustrieundunseresHandelswirktaufdenFremdenverkehr.Da
Wiendie imFriedenbestandenenSteuermöglichkeitenentzogenwurden,
musstedie Stadtverwaltungauf andereSteuerquellenbedachtsein .
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WIENER GEMEINDERAT .
Christlichsozialen sei eine Stimmungsmacherei ,der die Tendenzzu¬
grundeliegt ,das Versagender Wohnungspolitikder Mehrheitdurch

BürgermeisterSeitzeröffnetum1 6 UhrdieSitzung .Nachder
unwahre Behauptungen gegen die Christlichsozialen zuverdecken .

DieFrageder Gehsteigreinigungwürdenunmerkwürdigerweisemit
Wiederwahlder Schriftführer teilt der Bürgermeistermit ,daßzuden demWohnungswesenin Zusanmenhanggebracht .ZurZeit derchrist -
Geschäftsstücken10 und17 keine Wortmeldungvorliegt .DiesePosten lichsozialen Herrschafthabendie SozialdemokratenimmerdieFor¬
sohinfür genehmigterklärtwerden. derung vertreten ,dag die Gemeindedie Gehsteigreinigung zuüber¬

Hierauf wird Spezialdebatte über den Hauptrechnungsabschlußpro
nehmenhabe und der Obmannder Sozialdemokartischen Hausbesorger¬

1923bei der GruppeIV Wohnungswesenfortgesetzt . OrganisationHerrMåttlerist mitHändenundFüßenfür dieseFor-
. R.Doppler( Chr. Soze)kritisiert die DührungdesWohnungsamtes . derungeingetreten .Merkwürdigwie einsichtsvoll dieser Mann ,der

Die Christlichsozialen müsseneine lange Reihe von Beschwerdenvor¬ nochvoreinemhalbenJahrvonder Pflicht der Gemeindezur IGeh¬
bringenundsie tunes in derErwartung,daßdadurchvielleichtdoch steigreinigunggesprochen,jetztdiegegenteiligeÄnsichtverficht.
eineandereRichtungin derWohnungspolitikeingeschlagenwerde .Die Er scheint nun mit beiden Füßen in die Laube gesprungen zu sein .
Zahl der Wohnungsbewerbersei im Jahre 1923 von 42 . 000auf64 . 000 . -Preyer(Chr-Soz. ):Weiler dasLaubhüttenfestgefeiert
gestiegen ,wobeiin der KlasseI zu Beginn17 - 000amSchlusse21. 000 hat .( Heiterkeit bei derMinderheit ) .
vorgemerkt waren .Der Halbjahresbericht pro 1924 weist 76 . 476Woh¬

. . Doppler :Jetzt ist HerrMittler dafür ,daßdieMieterschaftnungssuchendeaus ,davonin der GruppeI 21 . 368 .Darausergebesich
die TatsacheeinesbedeutendenZuwachsesanNdständenunddiealler - dieLastenderGehsteigreinigungübernimmtunauchdieVertreter
traurigstenAassichtenfür dieZukunft .VoneinerBesserungdes der Mieterorganisationen haben bei der gestrigen gemeinsamen

selendekönnemannichtsprechen .BeiderBetrachtungderWohnung BeratungunterdemVorsitzdesamsführendenStadtratesWEBER
SachlagekommemanzudemGedanken,obin der gesamtenWohnungspoli-¬
tik nicht schweregrundsätzlicheFehlervorliegen .Rednerbezeichnet

dieser Anschauungbeigepflichtet .Augenscheinlichhandeltessich
hier umeineabgekarteteKomödie,manhat die Besprechungnurzudem

dasSystemder RationierungundRayonierungals verfehlt ,auchdas
BeginnendenWohnungsbauöffentlichen Körperschaftenzuübertragen .

ZweckeeinberufenumdieFormderDamokratiezuwahren.Redner
schliest mit der Erklärung ,daßer demRechnungabschlußaufdas

ssenandereSchritteeingeschlagenwerden .DasWohnungsamtHiermü Schärfsteablehne .( lebhafterBeifall bei denParteigenonsen) .
habesich die PraxiszurechtgelegtwirklicheNotständlervonMonat
zu Monatzu vetrösten ,umkeineNotstandsvormerkungenvornehmenzu

. . Ullreich( Chr. Soz. )beschäftigtsich insbesonderemit
denverschiedenenPostendesKapitals„Sozialpolitik"undbean¬

uf diese Weise werde das Anschwellen der Notständler künst -müss ständet ,daß sich im Rechnungsabschluß sogar bei der Gruppe„ Ar -

licheingedämmt.Hiermüssegefordertwerden,daßalle ,dieihre beitsnachweisundDienstvermittlung"einUeberschußherausstelle.
Wohnung schuldlos verloren haben wirklich sofort als Notständler

anerkanntwerden .Rednerzählt eineListe vonWohnungslosenauf ,
Rednerbeklagt die Erhöhungder Vermittlungsgebührnbeider
städtischenDiesstvermittlung ,die die Auflassungmehrerer

darunter einen Bundesbeamten ,der fast seine ganzenGehaltsbezüge ArbeitsnachweiseundDienstvermittlungsstellenzur Forgegehabt
fürHotelmietenausgebemüsse.UndsolchenLeutenwerdedasMerk¬ habe -DieVermittlungsgebührensollten für die Arbeitslosenver -
maldesNotstandesnicht zugebilligt .Auchdie ganzeZuweisungmethodewendefwerden.DieZuständeimHausein demdasstädtischeAr-

als einereineFormsache.DieMitgliederderZuweisungs-¬sei nichts
beitslosenamt untergebracht sei ,sei sehr reformbedürftig .Im

senateseienStatisten ,die zuunterschreibenhaben ,waseinehöhere weiteren Verlaufe seiner Ausführungenverlangt RednerdieErmäßigung

Gewaltihnenvorschreibt .DenfreigewähltenMandatarenaus denKrei¬ der Gebührender Akademiefür soziale Verwaltung .Bezüglichdes

senderMinoritätwerdejedewirklicheMitarbeitundEinflußnahme Wohnungswesenssei es wünschenswert,daßdieZentralsparkasseder
t ,beispeilsweise habeder christlichsoziale Obmann-Stellver -¬hverwe GemeindeWienfür WohnungsbautenHypothekarkreditegebe ,damitneue

er nichtszureden ,mannullifiziere eine ganzeFraktionanstatttre Wohnungenerstehen .Die gemeinnützigen Bau -undSiedlungsgenossen -

ihre Wünschesachlich zu ürüfen undzu berücksichtigen .Es gibteine
schaftenhabensich bemüht ,demBundes -Wohn-undSiedlungsfond

ganze Reihe von Beschwerden deren Behebung vom amtsführenden Stadtrat

erwartetwerde ,weiler bisherimmergezeigthabe ,daßerdie
weitereMittelzuverschaffenindemsie die Beitragsleistung ,die
gegenwärtig drei Kronen pro Kopf und Woche von jedemversicherungs -

Mitarbeit der Oppositionnicht ungernsehe .Wennihr aberzugemutet
dienstezuleisten ,soseiesgleichbesserdieganzewerdeStatisten

pflichtigen Arbeiter und Angestellten betrage wenigstens auf

1 00 Kronenerhöhen .Eine diesbezüglicheNovellierungdesGesetzes
Arbeit der Mehrheitzuüberlassen .

Aufdie Frage des Mieterschutzes übergehnndverwahrt sichRedner
entschiedengegendenVorwurfalsobdieOppositiondenAbbaudes

sei aber infolge der sozialdemokratischenMitgliederdesBeirates
nicht zustandegekommen ,die die Zustimmungder GemeindeWienver - ¬
langten .RednerschließtmitdemWunsche,daßdie Gemeindeauch

tzes in der Richtungbetreibe ,daßsie denSchutzgegenMieterschu die private Wnddie gemeinnützigeWohnbautätigkeitfördere .( Bei -

VerlustderWohnungaufhebenundungerechteKündigungengutheißen fall bei denParteigenossen . )

wolle .Hingegentrete allerdimgsdie christlichsoziale Parteigegen
die verlogeneAufrechterhaltungdes Mietzinses ,der das150fache
desFriedenszinsesbeträgt ,auf ,dennes ist dochTatsache ,daßheute

weitaushöhereZinsleistungenerfolgenundmanbereitsbis



. . Dr.Plaschkes( jüd ,nat . )erklärt ,dasersichdenAusführungen
desGemeinderatesDopplervollkommenanschließemmüsse,wonachdie
neueWohnbausteuerundjetzt die neueAbgabefür dieHausbesorger
denMieterschutzpraktisch derartig verschlechtert habe ,dasvon
seiner Aufrechterhaltungnur bezüglich derKündigungsbeschränkung
keineswegsaberbezüglichder ErhöhungdesMietzinsesgesprochen
werdenkönne -Essei einSelbstbetrug,wenner andiesengesetzlichen
Bestimmungennoch festhalte und es werdesich nicht verhütenlassen
auchhier zu einer Remidurzu schreiten .Es müsseauchdieprivate
Bautätigkeitgefördertwerdenundvorallemsollemanesverhüten,
das die bestehendenBautenzugrundegehen ,weil dieZentralsparkasse
der GemeindeWienkeine Renovierungskreditemehrausgebe .Diebe¬
freundetenBlätterdesStadtratesBreitnerverlassensichtlichdas
sinkendeSchiffundgebendemFinanzreferentendieRatschlägezu¬

habe .BeideTeilerückdie er in der Pressekonferenzerteilt
scheinenebenmitRatschlägenreichlichversehenzusein .

. . Weber:MansagtEzesundkit denensindwirversorgt.

. . Dr- Plaschkes :In der Pressekonferenzhat alsoStadtrat
BreitnerRatschlägegegebenaberderFreunddesHerrnStadtrates

BekessyweistaufBerlinhinundfragtBreitnerderHerr
warumsich Stadtrat Breitner diese so glänzendverwalteteStadt
nicht zumMusternimmt .

St. .Breitner:SchuldenbisüberdenKopf!
. . Dr.PlaschkesbesprichtdanndieLagederWienerVer-¬

gnügungsstättendurchdiesovielAngestellteVerdienstfinden.
DieFragedesFreundesdesHerrnStadtratBreitnerdesHerrn

Bekessy . .Broczyner:DasistdocheineGeschmacklosigkeit!
. .Dr.Plaschkes:IchbinnichtsogeschmackvollwieSie,

ununterbrochenzuschweigen.
Fr. . -Dr.Furtwüller:Anmaßung!. . Dr.Plaschkes:IchgebeIhnennurdeshalbkeineAntwort

weilSieeineDamesind!
RednerschließtmitderFrageder,Stunde“wozuStadtrat

BreitnerdieVerantwortungfürdenZusammenrbuchverschiedener
gewerblicherBetriebeaufsichnehme¬

StadtratWebersagterbegreifeesvollkommen,dag. R.
DopplermitdemWohnungsamtundseinerFührungsehrunzufrieden
sei .EinoppositionellerRednerkönneindiesemSaalenicht
seineBilligungaussprechen.DopplerhabeaberUrsacheundWirkung
verwechselt.WennmandieheutigeObdachlosigkeitmitderder
Kahre1910,1911und1912vergleichtundsichvorhält,dagdamalsdieabsoluteFreiheitimHäuserbaubestand,jedersichdieWoh-¬
nungsuchenkonntewieerwollteundsicherinnert,dagimNovember1911eingroßerDemonstrstionszugüberdenRingzum
RathaudsichbewegteumhiergegendasgrausigeWohnungselens

zudemonstrieren,dermußsichwohlsagen,daßnacheinerWohnungs-¬
produktionseinstellungvonachtJahrendieZahlvon1300Wohnungs.
losenheutekeineswegssoerschreckendist .Besondersdannnicht,
wennerauchdieseZahlmitderZahlderObdachloseninanderen
Grosstädtenvergleicht.AuchdortsinddieAsyleüberfülltundvonHauszuHausumeinObdachtausendeMenschenziehenzuerhalten.Wirwissenschon,daßdieWohnungsbewirtschaftung
keinedauerndeseinwirdundwirsindnichtderAnsicht,daßdasder
wünschenswerteZu-standist ,daßjederdieWohnungnehmenmuß,die
ihmdasWohnungsamtzuteilt.Dasistkeinesozialdemokratische
Einrichtung,nichteineFolgederVerwaltungdurchdiesozial-¬
demokratischeMehrheit,sonderndieZwangsbewirtschaftungwurde
unsaufgenötigt,einerseitsalsFolgederentserzlichenWohnungs-

siedurchdieüberaussegensreichenot ,andererseitsist
HebungderWohnkulturhervegerufenworden.HeutesindTausende
vonMieternnichtgenötigtin dieWohnungBettgeherzunehmen,um
sicheinergänzendesEinkommenzuschaffen.Nunbeschwertsich. R.Dopplerauch,daßbeiderBeurteilungderEinreihungmiteiner
unglaublichenHärte vorgegangenwerde .Dasbestreite ich ,weilfür
dasMerkmaldesNostandesganzbestimmteVorschriftenbestehen.Wir
sindverpflichtetausdergrosenFüllederVormerkungendiedrin¬
genstenherauszuhebm .Weralles getan hat umseine Wohnungzuer¬
haltenabertrotzdemgekündigtwurde,werinfolgedesbaupolizei.
lichenAuftrgagesodereinesAuftragesdesGesundheitsamtesdie
Wohnungøverlassen muß ,der wird in die Liste derNotstandsfälle
eingereiht .SolcherFällegibtes derzeitin Wien1300 .Nuntrach¬
ten viele Wohnungssuchendein die Liste hineinzukommen.DerEine
bemühtsichbei denFunktionären,dervåndereversuchtsichselber
obdachloszu machen ,er lebt einige WochenimAsylnur umeine

Nitstandszuweisungzuerhalten .Dasist eineFeststellungdieihre
BestätigungdurcheinGerichtsurteilfindet.InderBegründungdie-¬
sesUrteilssprichtderRichtenklippundklaraus ,dasderEgois-¬
museinzelherMenschensich bestrebt rücksichtsloszu einemVorteil
zugelangen.DerBetreffendeheiratetläßt sichkündigenerwird
delogiertkommtimdieNotstandslisteunderhälteineWohnungdie
ersonstnieerreichthätte .Dasist fürvideFälledieWahrheit-¬
NunhatdasWohnungsamtdieVerpflichtungjedeneinzelnenFall
zu überprüfen und zu untersuchen ,ob hier eine sgoistische Delo .

gierungvorausgegangenist .Wenndaszutrifft,erfolgtnaturgemäg
keineEinreihung.DasshiereineabsoluteGerechtigkeitunmöglich
ist wirdjedermanneinleuchten.Wirhabenhiernichtvondem
Gesichtspunktevorzugehen ,obunsereEntscheidungangenehmoder
unangenehmist ,sondernwirhabeneinegroßesozialeAufgabezu
erfüllen .. . Dopplererblickt das Heil in der AufhebungderZwangs¬
bewirtschaftung .DerBundeskanzlerSeipelhat seinerzeit ineiner
Redein WienerNeustadtoffendie Anschauungausgesprochen ,das
einZustandwünschenswertwäre ,wennjederHausherrsichseine

Mieter aussuchen dürfe .Die Folgeerscheinung wäre ,das dannjeder
derGeldhateineWohnungbekäme,derUnbemittelteaberwürde
ausgestochenwerden ,wiees ebenfrüherderFall war .Heutehaben
wirdieerfreulicheTatsachezuverzeichnen,daßsichgeradedie
ärmstenSchichtenderWienerBewikerungumWohnungenbewerben.Und
daerduldenwirlieberalle dieseUnanehmlichkeiten,dieeinmal
miteinerysolchensozialenArbeitverbudensind- ¬

Aufdie Bemerkungendes . R.Dopplerübergehend ,daßdieMit¬
gliederderWohnungskommissionnichtszyredenhaben ,ist zubemerken,
daßdiesenMitgliedernunzweifelhaftdasKontrollrechtüberdieTätehen
tigkeitderBeamtenzusteht .DiesesKontrollrechtzozuverstæen,
daßdie EntscheidungdesbetreffendenBeamten ,der denganzen
Aktgearbeitethat ,undnach. hasterFewissenseineVorschlägeer¬

werden sollstattet ,einfachumstoßenist wohlfrrig ,da würdjede
Verwaltungaufhören.BeistrittigenFällenhabeichimmerdie
Ueberzeugunggehabt,daßderBeamtedierichtigeEntscheidungge-¬
troffen hat .Sie habendie vollste Kontrolle ,wiewir sieals
nochinderOppositionwaren,leidernichtbgehabthaum.(Beifall
bei derMehrheit ,Widerspruchbei denChristlichsozialen . )DieZu.
weisungderWohnungenin denNeubautenkannnurvomBeamtenvor-¬

bereitetundnuralseinganzesfüreinBausabgeschlossenwerden
WollenSiedaetwadenProportin Anspruchnehmen? Esistdoch
ganzunmöglich,daßeinGemeinderatmiteinemSchüpgelvonZu.

ungenkommtundeinfachsagt :Diemöchteichberücksichtigt



hier nicht alles in Urdnung wäre und ich bin überzeugt ,daß . R.

Dopplersachlich mit mir einer Meinungist ,dadmanesnicht
machen kann ,das sich alle lebhaft bemühen ,das furchtbare Woh¬
nungselendzumildern.

In der Frageder Gehsteigreinigunghält uns . R.Dopplervor ,
dagwirunsereeinstigeForderungverlassenhaben .Ichwilldas
nicht bestreiten .WirsindebengelehrigeMenschen,dasist keine
Schande( LachenbeiderMinderheit).LachenSienichtzufrüh.

tragen wirebenWennwirsehen ,das eine Sache sich geändert hat
diesenneuenVerhältnissenRechnung.DieSachewarimFriedenso ,
da .zur Gehsteigreinigungder Hausbesitzer ebenso verpgichtet
gegesenist wiezurReinigungdesHauses.

Wir haben damals die Uebernahme der Gehsteigreinigung dureh

die Gemeindeverlangt ,weil zu jener Zeit die Mieters
hochbesteurt warenunddie Gemeindeso kolossaleEinnahmen
aus den Umlagenfier Mietzinse hatte ,dass es ihr ein Leichtes

gibt es fügewesen wäre ,die Kosten zu übernehmene .Heute die /Gemeinde
keine Umlagen mehr von denMietzinsen .

Rufebei der Minderheit :Wohnbausteuer !( LebhafteUnruhe)
St . R.Weber: Dieist doch wasganz anderes !DieWohnbausteuer
dient ,die Wohnungslosigkeitzubekämpfen,die Wohnungslosenunter
zu bringen ,denMieternjene Vorteile ,die der Mieterschutzbietet
dauernd zu erhalten .Die Wohnbausteuerkommtin ihrem Ertragund
in ihrery Wirkung den Mietern zugute .Die Gemeinde nimmt also

aus den Mietzinsen keinen Heller für sich in Anspruch .Dassaber
dieGehsteigreinigungvondenHausbesitzernnichtbezahltwerden
kann ,weilsie nur die Hälfte des FriedenszinsesalsEntschädigung
erhalten ,also so entschädigt werden wie die übrigen Rentner
im Staate iat auch selbstverständlich .( Lebhafre Zwischenrufe

der Minderheit ) .DerHinweisauf denUeberschuß .der
Gemeindeim Rechnungsabschlusist kein ernstes Argument .
EshättealsoeineeigeneSteuerbezüglichderGehsteigreinfgung
eingeführt ,diesedannverwaltet undanrund45- 000Harsbesondgerzur Auszahlunggebrachtwerdenmüssen ,wasungeheuereVerwal¬

angefangenvomMietertungsspesenverursachthätte .DanundieMieter
eines Kabinets bis zu den Besitzern der Bankpalais ein Interesse

an der Reinigung der Gehsteige haben ,so schien es unsviel
besser ,dassie die Entschädigungan denHausbesorgerdirekt
bezahlen .Ich sage offen ,das wir unse dieser Entscheidungnicht
schämensondern froh sind ,sie mit den HausbesorgernundMietern
getroffenzu haben ,so daßsiese Angelegenheitandlichnun
erledigt ist .
. . Preyer ;Dasist der Mieterschutz!

St. . Weber;DasdienøtzurErhaltungdesMieterschutzee
( StürmischerWeifall bei der Mehrheit ) .undweil es sois

der Minderheit
deshalb gefällt es Ihnen nicht .( Lebhafte Unruhe undStürmi .

scherBeifallderMehrheit. )
BürgermeisterSeitzbrichtdieVerhandlungüberdenRech¬

Debattenungsabschluß ab und —stellt zur
Bau

denAnkaufzweierstellen durchdie GemeindeWien
ber die . . Lötschreferiert und die angenommenwerden .

HieraufschliestBürgermeusterSeitzdieöffentlicheSitzung.
Es folgt sodann eine vertrauliche Sitzung .
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